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Sächsisches Oberverwaltungsgericht 

Beschluss vom 19.08.2019

T e n o r

Der Antrag der Klägerin, ihr für den zweiten Rechtszug Prozesskostenhilfe zu bewilligen und ihren Prozess-
bevollmächtigten beizuordnen, wird abgelehnt.

Der Antrag der Klägerin, die Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Chemnitz vom 6. Dezember
2018 - 4 K 4008/17.A - zuzulassen, wird abgelehnt.

Die Klägerin trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Zulassungsverfahrens.

G r ü n d e

1 Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für den zweiten Rechtszug und auf

Beiordnung ihres Prozessbevollmächtigten hat keinen Erfolg.

2 Gemäß § 166 Abs. 1 Satz 1 VwGO i. V. m. § 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO erhält eine Partei, die nach ihren

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in

Raten aufbringen kann, auf Antrag Prozesskostenhilfe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechts-

verteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint. Diese Voraussetzungen sind

vorliegend nicht erfüllt, weil es - wie sich aus den nachfolgenden Ausführungen ergibt - auch im Hinblick auf die

im Prozesskostenhilfeverfahren herabgesetzten Anforderungen (vgl.  BVerfG, Kammerbeschl.  v.  8.  Dezember

2009 - 1 BvR 2733/06 -, juris Rn. 12 m.w.N.; Senatsbeschl. v. 13. Juni 2017 - 4 A 219/17.A -, juris Rn. 1) an

einer hinreichenden Erfolgsaussicht fehlt.

3 Der Antrag der Klägerin mit dem Ziel, die Berufung zuzulassen, soweit das Verwaltungsgericht die

Gewährung subsidiären Schutzes nach § 4 AsylG und die hilfsweise begehrte Feststellung von Abschiebungs-

hindernissen versagt hat, hat keinen Erfolg. Ihr Vorbringen, auf dessen Prüfung der Senat beschränkt ist (§ 78

Abs. 4 Satz 4, Abs. 5 Satz 1 AsylG) ergibt nicht, dass der geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätzlichen

Bedeutung (§ 78 Abs. 3 Nr. 1 AsylG) oder ein Verfahrensfehler (§ 78 Abs. 3 Nr. 3 AsylG) vorliegt.

4 1.  Grundsätzliche  Bedeutung hat  eine  Asylsache,  wenn mit  ihr  eine  grundsätzliche,  bisher  höchst -

richterlich und obergerichtlich nicht beantwortete Rechtsfrage oder eine im Bereich der Tatsachenfeststellungen

bisher  obergerichtlich  nicht  geklärte  Frage  von  allgemeiner  Bedeutung  aufgeworfen  wird,  die  sich  in  dem

erstrebten Berufungsverfahren stellen würde und im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsprechung oder der

Fortentwicklung  des  Rechts  berufungsgerichtlicher  Klärung  bedarf.  Die  Darlegung  dieser  Voraussetzungen

erfordert wenigstens die Bezeichnung einer konkreten Frage, die sowohl für die Entscheidung des Verwaltungs-
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gerichts von Bedeutung war als auch für das Berufungsverfahren erheblich wäre. Eine verallgemeinerungsfähige

Frage  tatsächlicher  Natur  ist  als  grundsätzlich  bedeutsam  anzusehen,  wenn  sich  nach  Auswertung  der  zur

Verfügung stehenden Erkenntnismittel klärungsbedürftige Gesichtspunkte ergeben, weil diese Erkenntnismittel

in ihrer Gesamtheit keine klare und eindeutige Aussage zu der Tatsachenfrage zulassen. Insoweit verlangt das

Darlegungserfordernis gemäß § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylG, dass die tatsächliche Frage nicht nur aufgeworfen wird,

sondern  im  Wege  der  inhaltlichen  Auseinandersetzung mit  den  Ausführungen  in  dem angefochtenen  Urteil

herausgearbeitet wird, warum ein allgemeiner Klärungsbedarf bestehen soll. Dafür bedarf es zumindest eines

überprüfbaren Hinweises auf andere Gerichtsentscheidungen oder auf vom Verwaltungsgericht  nicht  berück-

sichtigte sonstige Tatsachen- und Erkenntnisquellen (z.B. Gutachten, Auskünfte, Presseberichte), die zumindest

eine gewisse Wahrscheinlichkeit aufzeigen, dass die aufgeworfene Tatsachenfrage anders als in der angefoch-

tenen Entscheidung zu beantworten ist (vgl. SächsOVG, Beschl. v. 30. November 2017 - 1 A 1046/17.A -, juris

Rn. 5; BayVGH, Beschl. v. 24. April 2018 - 8 ZB 18.30874 -, juris Rn. 5 m. w. N.).

5 Diesen Anforderungen entspricht das Zulassungsvorbringen der Klägerin nicht. Sie hält die Frage für

grundsätzlich  bedeutsam,  ob  zum  aktuellen  Zeitpunkt  insbesondere  für  junge,  weibliche  Rückkehrer  in

Venezuela die Möglichkeit besteht, eine ausreichende Lebensgrundlage, bestehend aus Lebensmittelversorgung,

Medikamentenversorgung, Unterkunftsversorgung und Arbeitsplatzangebot, zu finden, die einer Art. 3 EMRK

zuwiderlaufenden  Behandlung genügt,  insbesondere  wenn gefahrenerhöhend hinzutritt  a),  dass  keine  Unter-

stützung (finanziell; mit Wohnraum, Arbeit, Medikamenten) seitens der Familie im Heimatland zu erwarten ist,

und b), dass die Leistungsfähigkeit der Person durch Krankheiten erheblich eingeschränkt ist, so dass nicht zu

erwarten  ist,  diese  Person  werde  einer  geregelten  Arbeit  zur  Lebensunterhaltsfinanzierung  nachgehen.  Die

Klägerin macht geltend, die in der Fragestellung formulierten Umstände träfen auf sie zu. Das Verwaltungs -

gericht habe sich in seiner Entscheidung auf veraltete Erkenntnisquellen aus Juli 2017 sowie Mai 2018 bezogen.

Die  aktuelle  Lage  in  Venezuela  habe  sich  in  den  letzten  Monaten  erheblich  zu  Lasten  der  Bevölkerung

verschlechtert. Dies ergebe sich aus den Reise- und Sicherheitshinweisen des Auswärtigen Amts vom 4. Februar

2019, einem Artikel aus der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 19. Mai 2018 sowie einem Artikel aus dem

Tagesspiegel vom 27. Januar 2019. Danach werde die Ausgabe von Grundnahrungsmitteln durch den venezola-

nischen Staat an die Bevölkerung als Kontrollinstrument für Regierungstreue genutzt. Zudem werde wegen der

Korruption im Land mehr als die Hälfte der von der Regierung eingekauften Lebensmittelpakte nicht an die

Bevölkerung  ausgegeben.  Es  entspreche  daher  nicht  der  aktuellen  Lage,  dass  die  Landbevölkerung  durch

staatliche Unterstützungen mit Grundnahrungsmitteln am Leben gehalten werde.

6 Das  Verwaltungsgericht  hat  sich  zur  Begründung  seiner  Entscheidung  zum  Nichtvorliegen  von

Abschiebungshindernissen für Venezuela auf Reise- und Sicherheitshinweise des Auswärtigen Amts und des

Eidgenössischen Departements für Auswärtige Angelegenheiten, auf Stellungnahmen des Auswärtigen Amts und

des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl der Republik Österreich, von Human Rights Watch und Amnesty

International  sowie  verschiedene  Presseberichte  aus  den  Jahren  2017  und  2018  bezogen.  Aus  diesen  geht

zusammenfassend hervor, dass Nahrungsmittel knapp und die Lebensmittellage prekär seien und die Teuerungs-

rate  für  Lebensmittel  weiter  steige.  Internationale  Organisationen  warnten  vor  einer  humanitären  Krise,  es
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bestünden  Versorgungsschwierigkeiten  bzw.  ein  Versorgungsnotstand  bei  Gütern  des  täglichen  Bedarfs  und

Medikamenten, die über längere Zeit nicht verfügbar seien. Der Mangel an Nahrungsmitteln gehe vorwiegend zu

Lasten von besonders hilfsbedürftigen Personen. Da die Klägerin über die von ihr behaupteten nicht schwer-

wiegenden Krankheiten hinaus keine gefahrenerhöhenden Umstände geltend machen könne, zähle sie nicht zu

dem besonders hilfsbedürftigen Teil der Bevölkerung; ihre Grundversorgung mit Nahrungsmitteln sei gewähr-

leistet. Eine hiervon möglicherweise abweichende Beurteilung der Lage legt die Klägerin durch Bezugnahme auf

den Artikel aus der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 19. Mai 2018 nicht dar. In Bezug auf die Lebensmittel-

versorgung ist dort - in Übereinstimmung mit den vom Verwaltungsgericht herangezogenen Erkenntnismitteln -

angegeben, viele Venezolaner gäben ihr ganzes Geld für Lebensmittel aus. Das Essen reiche trotzdem kaum aus.

Die Regierung nutze die wachsende Not als Druckmittel.  In dem von der Klägerin vorgelegten Bericht  des

Tagesspiegels vom 27. Januar 2019 wird die Korruption in Venezuela u. a. in Zusammenhang mit der Nahrungs-

mittelversorgung thematisiert. Aus diesen Berichten ergibt sich nicht, dass sich die - ohne Zweifel sehr prekäre -

Lage in  Bezug auf  die  Versorgung mit  Nahrungsmitteln  und  Medikamenten  in  Venezuela  anders  darstellen

könnte  als  vom Verwaltungsgericht  angenommen,  namentlich,  dass  seither  eine  erhebliche Verschlechterung

eingetreten ist.

7 2. Der Zulassungsgrund eines Verfahrensfehlers in Form der Verletzung rechtlichen Gehörs (§ 78 Abs. 3

Nr. 3 AsylG i. V. m. § 138 Nr. 3 VwGO) ist nicht hinreichend dargelegt (§ 78 Abs. 4 Satz 4 AsylG). Die Klägerin

zeigt mit ihrem Zulassungsvorbringen nicht auf, dass die Ablehnung ihrer in der mündlichen Verhandlung vom 6.

Dezember 2018 gestellten Beweisanträge sie in ihrem Anspruch auf rechtliches Gehör verletzt hat.

8 Die  Ablehnung  eines  Beweisantrags  nach  §  86  Abs.  2  VwGO  verstößt  gegen  den  Anspruch  auf

rechtliches Gehör, wenn sie im Prozessrecht keine Stütze findet (BVerwG, Beschl. v. 10. August 2015 - 5 B

48.15 -, juris Rn 10), wenn also ein Beweisantrag aus den angegebenen Gründen schlechthin nicht abgelehnt

werden darf (vgl. BVerfG, Beschl. v. 8. April 2004 - 2 BvR 743/03 -, juris Rn. 11; BVerwG, Beschl. v. 24. März

2000 - 9 B 530.99 -, juris Rn. 13). Das Darlegungserfordernis des § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylG verlangt für eine

Rüge wegen der Versagung rechtlichen Gehörs durch die Ablehnung eines Beweisantrags zunächst, dass der

Kläger gegenüber dem Berufungsgericht das ordnungsgemäße Stellen eines Beweisantrags im erstinstanzlichen

Verfahren aufzeigt,  was  insbesondere  die  Mitteilung  des  Beweisthemas und  des  angebotenen Beweismittels

erfordert. Ferner hat er darzutun, dass das Beweisthema nach der maßgeblichen materiellen Rechtsauffassung des

Verwaltungsgerichts entscheidungserheblich und das angebotene Beweismittel  zur Klärung der unter Beweis

gestellten  Tatsachenbehauptung  tauglich  gewesen  ist.  Schließlich  ist  in  Auseinandersetzung  mit  den  vom

Verwaltungsgericht  in  der  Entscheidung  angegebenen  Gründen  für  die  erfolgte  Beweisantragsablehnung

darzulegen, dass die Ablehnung prozessrechtlich unvertretbar gewesen ist (BayVGH, Beschl. v. 9. Januar 2018 -

10 ZB 16.30102 -, juris Rn. 7; OVG NRW, Beschl. v. 18. Oktober 2017 - 13 A 2430/17.A -, juris Rn. 16). 

9 Die Klägerin hatte eine Beweiserhebung durch medizinisches Sachverständigengutachten zu einer bei

ihr vorliegenden neurologischen sowie einer Darmerkrankung beantragt, sowie durch Einholung einer Auskunft

des Auswärtigen Amts, dass diese Erkrankungen aktuell in Venezuela nicht behandelbar bzw. nicht bezahlbar
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seien. Ferner hat sie die Einholung einer Auskunft des Auswärtigen Amts zur Rückkehrersituation junger Frauen,

insbesondere zu deren Versorgung mit Lebensmitteln, Medikamenten und Wohnraum beantragt.

10 Es bedarf keiner Entscheidung, ob das Verwaltungsgericht  die Ablehnung der Beweisanträge recht-

mäßig auf die Präklusionswirkung des § 87b VwGO hat stützen können. Ob die unter Hinweis auf § 87b VwGO

erfolgte Fristsetzung in der Ladungsverfügung, mit der das Verwaltungsgericht der Klägerin aufgegeben hat,

"noch nicht vorgebrachte Schutzgründe, die im gerichtlichen Verfahren zu berücksichtigen sind und für die nicht

bereits die Frist des § 74 Abs. 2 AsylG gilt" hinreichend bestimmt ist, kann hier offen bleiben.

11 2.1.  Denn  das  Verwaltungsgericht  hat  zusätzlich  ausgeführt,  die  Klägerin  sei  wegen  der  von  ihr

beantragten Einholung eines medizinischen Sachverständigengutachtens zu ihrem Gesundheitszustand gemäß §

86 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 VwGO selbst verpflichtet, an der Erforschung des Sachverhalts, hier durch Vorlage

eines  den  Anforderungen  der  höchstrichterlichen  Rechtsprechung  entsprechenden  ärztlichen  Attests,  mitzu-

wirken. Dies ist im Ergebnis rechtlich nicht zu beanstanden. Nach § 86 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 VwGO hat zwar

das Gericht den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen und ist dabei grundsätzlich weder an das tatsächliche

Vorbringen der  Beteiligten noch an ihre  Beweisanträge gebunden (§ 86 Abs.  1  Satz  2  VwGO).  Der  Amts -

ermittlungsgrundsatz  wird  jedoch,  wie  sich  aus  §  86  Abs.  1  Satz  1  Halbsatz  2  VwGO  ergibt,  durch  die

Mitwirkungspflicht der Beteiligten in der Weise begrenzt, dass das Gericht nicht in Ermittlungen einzutreten

braucht, die durch das Vorbringen der Beteiligten nicht veranlasst sind (vgl. etwa BVerwG, Urt. v. 16. Oktober

1984 - 9 C 558.82 -, juris Rn. 9; OVG Hamburg, Urt. v. 2. Juli 2018 - 3 Bf 153/15 -, juris Rn. 59, jeweils m. w.

N.). Das Verwaltungsgericht war hier nicht gehalten, den unterbliebenen Sachvortrag der Klägerin durch ein

Sachverständigengutachten  zu  ersetzen,  weil  sowohl  der  mit  Schriftsatz  vom  5.  Dezember  2018  erstmals

vorgelegte ärztliche Bericht vom  2017 über eine Behandlung der Klägerin wegen eines Migräne-

anfalls als auch der in der mündlichen Verhandlung übergebene Arztbericht vom ... 2018 nebst Überweisungs -

scheinen zur weiteren Aufklärung der geltend gemachten neurologischen Erkrankung sowie der Darmerkrankung

nicht  den  Anforderungen  von  §  60a  Abs.  2  c  AufenthG  entsprechen  und  der  Beweisantrag  daher  nicht

entscheidungserheblich war.

12 Die Anforderungen an ein ärztliches Attest gemäß § 60a Abs. 2c AufenthG gelten für die Substantiie -

rung  der  Voraussetzungen  eines  krankheitsbedingten  Abschiebungsverbots  nach  §  60  Abs.  7  AufenthG ent-

sprechend. Dies ergibt sich ohne Weiteres aus dem Wortlaut des Gesetzes, der Entstehungsgeschichte und der

Erwägung des Gesetzgebers, dass er mit den Regelungen in dem mit dem Gesetz zur Einführung beschleunigter

Asylverfahren vom 11. März 2016 (BGBl I S. 390) eingeführten Absatz 2c des § 60a AufenthG im Wesentlichen

die ohnehin bereits bestehende Rechtsprechung zu den Anforderungen an eine substantiierte Geltendmachung

krankheitsbedingter Abschiebungsverbote gemäß § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG im Anschluss an die Entscheidung

des Bundesverwaltungsgerichts vom 11. September 2007 (- 10 C 8.07 -, juris Rn. 15 = BVerwGE 129, 251)

nachvollzogen hat (vgl. BT-Drs. 18/7538, S. 19). Der Wortlaut des § 60a Abs. 2c AufenthG stellt ausschließlich

darauf ab, ob Abschiebungsverbote aus gesundheitlichen Gründen vorliegen, und differenziert nicht zwischen

inlands- und zielstaatsbezogenen Abschiebungsverboten. Zwar lässt die Begründung zur Einführung des § 60a
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Abs. 2c und 2d AufenthG erkennen, dass der Gesetzgeber mit diesen Regelungen die Anforderungen an die

Geltendmachung namentlich psychischer Erkrankungen als Abschiebungshindernis insgesamt erschweren wollte;

dies  bedeutet  angesichts  des  Wortlauts  der  Vorschriften  allerdings  nicht,  dass  die  Regelung  auf  solche

Krankheiten beschränkt ist. Schließlich umfasst die Regelung in § 60a Abs. 2c und 2d AufenthG auch nach ihrem

Sinn und Zweck die Feststellung zielstaatsbezogener Abschiebungshindernisse nach § 60 Abs. 7 AufenthG. Es ist

demnach Aufgabe des Verwaltungsgerichts zu überprüfen, ob die vorgelegten ärztlichen Bescheinigungen den

gesetzlichen  Anforderungen  entsprechen.  Die  Einholung eines  medizinischen  Sachverständigengutachtens  ist

insoweit nicht erforderlich (vgl. BayVGH, Beschl. v. 26. April 2018 - 9 ZB 18.30178 -, juris Rn. 6 ff.).

13 Diese Anforderungen waren der Klägerin im Übrigen bekannt. Sie hat bei ihrer Anhörung vor dem

Bundesamt  für  Migration  und  Flüchtlinge  am  6.  September  2017  ihre  Erkrankungen  thematisiert  und

behandelnde Ärzte von der Schweigepflicht gegenüber dem Bundesamt befreit. Dieses hat ihr aufgegeben, ein

ärztliches  Gutachten  beizubringen  und  ihr  zu  diesem Zweck  ein  Schreiben  überlassen,  aus  denen  sich  die

Anforderungen an das Gutachten ergeben (BA S. 63 f.).

14 2.2. Zur Ablehnung des Beweisantrags zur Rückkehrergefährdung durch Einholung einer Auskunft des

Auswärtigen Amts hat das Verwaltungsgericht angegeben, bereits durch die eingeführten Erkenntnismittel über

eine ausreichende Sachkunde zu verfügen. Die Sachkunde der Verfasser der Erkenntnismittel habe die Klägerin

nicht in Frage gestellt; sie habe auch nicht dargelegt, dass andere Sachverständige über eine bessere Sachkunde

verfügten. Hierzu verhält sich das Zulassungsvorbringen der Klägerin nicht. Das Gericht kann auf die Erhebung

eines Sachverständigengutachtens, hier in Gestalt einer sachkundigen Auskunft des Auswärtigen Amts, verzich-

ten,  wenn es  bereits  über  eine  ausreichende  eigene  Sachkunde  verfügt,  wobei  es  darzulegen  hat,  dass  und

weshalb es über diese Sachkunde verfügt. Diese Sachkunde kann sich - zumal in Asylverfahren - auch aus der

Gerichtspraxis, namentlich aus der Verwertung bereits vorliegender Erkenntnismittel, ergeben. Wie konkret der

Nachweis der  eigenen Sachkunde des Gerichts zu sein hat,  hängt  aber  von den Umständen des Einzelfalls,

insbesondere den jeweils in tatsächlicher Hinsicht in dem Verfahren in Streit stehenden Einzelfragen ab (vgl.

BVerwG, Beschl. v. 19. September 2001 - 1 B 158.01 -, juris Rn. 10 = Buchholz 310 § 86 Abs. 1 VwGO Nr. 315;

Rixen, in: Sodan / Ziekow, VwGO, 5. Aufl. 2018, § 86 Rn. 106 ff.). Hier ist nicht ersichtlich, dass die beantragte

Beweiserhebung  zu  einer  Rückkehrergefährdung  neue  Erkenntnisse  hätte  erbringen  können.  Wegen  der

Begründung wird auf die Ausführungen zu oben 1. Bezug genommen.

15 Die Kostenentscheidung in dem gemäß § 83b AsylG gerichtskostenfreien Verfahren folgt aus § 154

Abs. 2 VwGO.

16 Mit dieser gemäß § 80 AsylG unanfechtbaren Entscheidung wird das Urteil rechtskräftig (§ 78 Abs. 5

Satz 2 AsylG).

Vorinstanz: Verwaltungsgericht Chemnitz, Urteil vom 6. Dezember 2018, Az. 4 K 4008/17.A
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